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Vorwort 

Die Frage der Arbeitszeiten, insbesondere der Ladenöffnungszeiten, ist hoch aktuell. Der Natio-
nalrat wird dieses Jahr über die vollständige Liberalisierung der Öffnungszeiten von Tankstel-
lenshops entscheiden. Die Luzerner/innen und die Zürcher/innen stimmen demnächst über eine 
Verlängerung der Ladenöffnungszeiten ab. In den Kantonen Aargau, Genf und Solothurn haben 
jüngst entsprechende Abstimmungen stattgefunden. Zahlreich sind zudem die Vorstösse für 
längere Ladenöffnungszeiten, für mehr Nacht- und Sonntagsarbeit – auch in anderen Branchen 
und Regionen der Schweiz.  

All diese Vorstösse folgen dem System einer „Salamitaktik“: Es soll der Eindruck von nur kleinen 
Schritten erweckt werden. Scheibe für Scheibe soll das Verbot von Nacht- und Sonntagsarbeit 
zuerst ausgehöhlt und dann ganz beseitigt werden. Denn die volle Deregulierung der Arbeitszei-
ten auf einen Schlag wäre hoffnungslos. Deshalb werden nun zuerst die Ladenöffnungszeiten 
anvisiert, schlussendlich jedoch alle Unternehmen und Bereiche. Damit zeigt sich ein frontaler 
Angriff auf den Schutz von Gesundheit und sozialen und familiären Bedürfnissen der Angestell-
ten einerseits sowie auf die öffentliche Ruhe andererseits. 

Das vorliegende Dossier zeigt im Überblick, wie die Nacht- und Sonntagsruhe angegriffen wird, 
erläutert die Folgen einer solchen Deregulierung und belegt, dass die aktuelle Gesetzgebung 
genügend Spielraum bietet, damit wirklich unabdingbare Güter und Dienstleistungen jederzeit 
angeboten werden können.  

Bereits heute arbeiten 13,4 % der Erwerbstätigen regelmässig oder manchmal in der Nacht und 
25,2 % regelmässig oder manchmal am Sonntag. Wenn wir jetzt nicht Sand in das Getriebe die-
ser Ideologie werfen, dann wird sich die rastlose Gesellschaft mit 24-Stunden- und 7-Tage-Arbeit 
unweigerlich einstellen. Auf der Verliererseite stünden dann die Gesundheit, das soziale und fa-
miliäre Leben und die Lebensqualität. 
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1 Rund um die Uhr arbeiten 

Im Detailhandel stehen die traditionellen Arbeitszeiten unter starkem Druck. Sie sollen verlängert 
werden, vor allem abends und samstags. Gleichzeitig wird das Verbot von Nacht- und Sonntags-
arbeit attackiert. Die entsprechenden Vorstösse peilen das schlussendliche Ziel an, dass die Ar-
beitgeber in allen Branchen bei Bedarf rund um die Uhr auf Arbeitnehmende zurückgreifen kön-
nen, ohne dabei Rücksicht nehmen zu müssen auf Gesundheit und soziales Leben der Betroffe-
nen. 

Diese Attacken auf geregelte und beschränkte Arbeitszeiten sind im Moment auf den Detailhan-
del konzentriert. Denn hier lässt sich besonders leicht der Glaube vermitteln, dass „die Konsu-
ment/innen“ – also schlussendlich jedes Individuum – alles zu jeder Zeit kaufen wollten. Auf die-
se unbeschränkte Konsumideologie setzen die Anhänger der umfassenden Deregulierung – und 
manchmal leider auch mit Erfolg, wie einige Volksabstimmungen gezeigt haben. 

Der Detailhandel bietet so das Einfallstor zur vollständigen Deregulierung aller Arbeitszeiten. 
Wenn im Detailhandel zu unüblichen Zeiten gearbeitet wird, dann sind auch vor- und nachgela-
gerte Dienste betroffen (z. B. Sicherheit, Lieferung, Reinigung, Logistik, Informatik, Banken, öf-
fentlicher Transport, Kinderkrippen usw.). Die „wirtschaftliche Unentbehrlichkeit“, ein Kriterium, 
das eine Abweichung vom Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot ermöglicht, dehnt sich so auf weite-
re Branchen aus und rechtfertigt neue Abweichungen - die wiederum weitere nach sich ziehen. 
Dieses Spiel geht weiter bis in allen Branchen die Arbeitszeiten dereguliert sind. Betroffen sind 
dabei auch die Selbständigen, denn wenn in den Betrieben, denen sie ihre Dienstleistungen an-
bieten, rund um die Uhr gearbeitet wird, haben auch sie sich permanent  bereit zu halten.  

Wichtig zu erkennen ist: Die Deregulierung der Arbeitszeit, einmal in einer Branche eingeführt, 
verlangt weitere Deregulierung und rechtfertigt sie auch. So hat etwa der Sonntagsverkauf, der  
Läden in grossen Bahnhöfen und Flughäfen bewilligt wurde, zu Druck von den benachbarten 
Geschäften geführt. Deren Inhaber beklagen einen „unlauteren Wettbewerb“ und verlangen 
punkto Öffnungszeiten gleich lange Spiesse. Ein anderes Beispiel: bereits jetzt, noch vor einem 
Entscheid, verlangen Besitzer von kleinen Läden, sonntags Personal anstellen zu dürfen, weil 
dies ja auch den Tankstellenshops ermöglicht werden solle, was ebenfalls „unlauteren Wettbe-
werb“ bedeute. Und im Kanton Luzern gehen die Jungfreisinnigen mit dem Argument hausieren, 
dass die Geschäfte, die bereits jetzt länger offen halten könnten (z. B. Shops, touristische Lage), 
„privilegiert“ seien. Diese Privilegien seien zu beseitigen, indem allen Geschäften erweiterte Öff-
nungszeiten zuzugestehen seien. 

2 Eine ideologische Debatte 

Die Debatte über die Ladenöffnungszeiten ist hochgradig ideologisch. Die ökonomische Begrün-
dung längerer Öffnungszeiten steht auf sehr wackligen Füssen. Denn noch nie ist bewiesen wor-
den, dass flexiblere Öffnungszeiten mehr Beschäftigung geschaffen haben. Der gesunde Men-
schenverstand legt denn auch nahe, dass dies nicht stimmen kann: Die Kaufkraft erhöht sich 
nicht, wenn die Phase länger wird, während der man sein Geld ausgeben kann. Ein sonntags 
oder nachts ausgegebener Franken kann während der Woche nicht nochmals ausgegeben wer-
den. Das Pensum einer für den Sonntagsverkauf neu geschaffenen Stelle wird höchstwahrschein-
lich während der Woche reduziert. Eine SECO-Studie über die Ladenöffnungszeiten in verschie-
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denen europäischen Staaten1 hat bezüglich Beschäftigung und Wachstum zwiespältige Auswir-
kungen gezeigt. Im Allgemeinen nutzte sie den Grossverteilern, die gemessen an der Verkaufs-
fläche weniger Personal beschäftigen als die kleinen Läden. In einigen Ländern, besonders in 
Portugal, wurde zudem eine Verlagerung des Konsums von den Geschäften im Zentrum zu den 
grossen Einkaufshäusern in der Peripherie der Städte festgestellt. 

Viele pragmatisch ausgerichtete Detaillisten wollen aus diesen Gründen nichts von einer Deregu-
lierung der Öffnungszeiten wissen. Sie wissen: Ihre Kosten würden wegen längerer Ladenöffnung 
wachsen. Ungewiss aber ist, ob der Umsatz nachzieht. Die Inhaber von Kleinläden widersetzen 
sich der vollständigen Deregulierung, weil sie dadurch einen ihrer letzten Konkurrenzvorteile auf 
die Grossverteiler verlieren würden. 

Die Rechtfertigung einer vollständigen Deregulierung bedient sich damit vor allem ideologischer 
Argumentation. So setzen die FDP und ihr Zweigwerk „IG Freiheit“ sehr unbestimmt auf „die 
Entwicklung der Gesellschaft“, „die Freiheit“ und „die Lebensqualität“. Die viel beschworenen 
„Bedürfnisse des Konsumenten“ werden äusserst selten präzis festgehalten. In den Volksab-
stimmungen zeigt sich, dass auch die Konsument/innen oft Gesundheit und soziales Leben des 
Personals den hypothetischen „Bedürfnissen“ vorziehen. Die Gewerkschaften und weiteren Ver-
teidiger des Personals gewinnen mehr als 80 % aller entsprechenden Volksabstimmungen. Den-
noch behaupten die Anhänger der Liberalisierung munter weiter, dass sich die Gesellschaft, und 
dies unweigerlich, auf eine rund um die Uhr tätige zubewege. 

In dieser falschen Lesart der Wirklichkeit bezeichnen die Deregulierer die Gewerkschaften und 
alle weiteren Kräfte, die den Sonntag und die Nacht nicht der Arbeit preisgeben wollen, als „Kon-
servative“. „Modern“ sei, zu jeglichem Zeitpunkt einkaufen zu können. Eine Grossstadt erhole 
sich nie, behaupten sie – als ob sich diese noch nicht einmal für alle Metropolen zutreffende Be-
hauptung telquel auf die kleinen Schweizer Städte übertragen liesse. „Konservativ“ ist es dem-
nach, die Interessen der Arbeitnehmenden und funktionierender Sozialbeziehungen zu verteidi-
gen. Das sei „engstirnig“ und „rückständig“. Nur: angesichts steigender Gesundheitskosten und 
zunehmender Bedeutung des Soziallebens und der Lebensqualität gibt es wohl nichts Moderne-
res als gemeinsame Freizeit zu verteidigen und die Gesundheit und das soziale Leben der Ar-
beitnehmenden zu schützen. Der sture ideologische Blick sieht nicht so weit; dafür spricht er 
dem Gegner die Gesellschaftsnähe ab. 

Diese Position vertritt die FDP in schönem Widerspruch zu ihrer Haltung in Fragen wie übermäs-
sigem Alkoholkonsum, Hooliganismus oder Nachtruhestörung. Wie kann man dafür sein, dass 
Geschäfte alles zu jeder Zeit verkaufen können und dann Schäden bekämpfen, die es ohne den 
nächtlichen Verkauf von Alkohol nicht gäbe?  

3 Salamitaktik: die jüngsten Schritte 

Die Deregulierer der Arbeitszeit wissen: Wenn sie den Arbeitnehmerschutz frontal angreifen wol-
len, haben sie keine Chance. So hat etwa 1996 die Revision des Arbeitsgesetzes, die den Läden 
6 Verkaufssonntage zugestehen wollte, nach einem gewerkschaftlichen Referendum totalen 
Schiffbruch erlitten. 

                                                        
1  Volkswirtschaft 9, 2005 
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Deshalb haben die Deregulierer der Arbeitszeit seither eine Taktik der kleinen Schritte ange-
wandt. Das Ziel aber bleiben längere Öffnungszeiten in allen Geschäften und die Beseitigung des 
Nacht- und Sonntagarbeitsverbots. 

Hier die seit 2005 vorgeschlagenen Scheiben dieser Salamitaktik: 

 2005: „Initiative Hegetschwiler“ (FDP/ZH). Totalliberalisierung Sonntagsarbeit in Zentren des 
öffentlichen Verkehrs. In Volksabstimmung hauchdünn angenommen (49.4 % Nein-Stimmen). 
Budget der Befürworter war 10 Mal grösser als jenes der Gegner. Heute: Art. 27 Abs. 1ter ArG. 

 Wegen diesem Zittersieg wurde eine bereits im Ständerat eingereichte Motion zur Liberalisie-
rung aller Ladenöffnungszeiten beerdigt. Die „Salamitaktik“ wird aber knallhart fortgeführt. 

 2007: „Initiative Wasserfallen“ (Kurt Wasserfallen, FDP/BE). Kantone können an bis zu 4 
Sonntagen das Verbot, Personal zu beschäftigen, aufheben; für sog. „Weihnachtsverkäufe“. 
Heute:  Art. 19 Abs. 6 ArG. 

 2008: Jugendschutzalter für Nacht- und Sonntagsarbeit wird von 20 auf 18 Jahre gesenkt. 
Heute: Art. 29 ArG. 

 2008: Die entsprechende Verordnung 5 zum ArG ermöglicht Nacht- und Sonntagsarbeit auch 
für Unter-18-Jährige, in gewissen Branchen wird Sonntagsarbeit gar für Unter-16-Jährige 
möglich, auch wenn dies aus Ausbildungsgründen nicht notwendig ist. 

 2009: „Initiative Lüscher“ (FDP/GE). Liberalisierung von Ladenöffnungszeiten (Nacht und 
Sonntag) in Tankstellenshops. Pendent. 

 2009: „Motion Hutter“ (FDP/ZH). Kantone sollen Ladenöffnungszeiten in Eigenregie festlegen 
können. Vom Nationalrat akzeptiert, pendent im Ständerat.   

 2009: Initiative „Der Kunde ist König“ (FDP/ZH und junge FDP/ZH). Verlangt vollständige 
Deregulierung der Ladenöffnungszeiten für den Kanton Zürich. 

 2010: „Motion Germanier“ (FDP/VS). Will Arbeitssonntage für Bodenpersonal der Luftfahrt 
(Boden und Luft) von 26 auf 40 pro Jahr erhöhen. Noch nicht behandelt. 

 2011: Vorstoss des Kantons Zürich (nach FDP-Postulat), um das Kriterium der „spezifischen 
Bedürfnisse der Reisenden“ (Art. 26 Abs. 4 ArGV 2) durch jenes einer Verkaufsfläche bis ma-
ximal 200 m2 zu ersetzen. SECO hat sich noch nicht positioniert. Parlamentarische Interventi-
on dürfte folgen. 

 2011: „Motion Buttet“ (CVP/VS). In „peripheren Gegenden“ sollen Detaillisten sonn- und feier-
tags Personal beschäftigen können. Pendent im Nationalrat. 

 2012: Motion Wasserfallen (Christian Wasserfallen, FDP/BE): Sie will die Ladenöffnungszei-
ten «gegen oben» harmonisieren und in der ganzen Schweiz mindestens zwei Sonntagsver-
käufe zulassen. 

 Dazu kommen zahlreiche Versuche, die Ladenöffnungszeiten in den Kantonen zu verlängern 
(siehe weiter unten). Die meisten davon – aber eben nicht alle – erlitten in Volksabstimmun-
gen Schiffbruch. 

Zu all diesen Vorstössen, sofern sie noch in Bearbeitung sind, siehe auch Kap. 6. 

Diese lange Liste zeigt klar: Es geht um die umfassende Deregulierung der Arbeitszeiten.  
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Bleibt nachzutragen, dass der Anstoss zu diesen Begehren häufig aus dem Kanton Zürich 
stammt. Die Initiative Hegetschwiler etwa wollte die jahrelange illegale sonntägliche Offenhaltung 
der Geschäfte im Zürcher Hauptbahnhof legalisieren. Dasselbe gilt für die Initiative Lüscher: Eini-
gen Tankstellenshops im Kanton Zürich wurde vom Bundesgericht die Daueröffnung verweigert. 
„Zürcher Probleme“ sollen jedoch nicht einfach auf dem Rücken des Bundes gelöst werden. 

Auf kantonaler Ebene sind folgende Attacken zu verzeichnen: 

Zusammenstellung der kantonalen und kommunalen Volks- und  
Parlamentsentscheide zu den Ladenöffnungszeiten (LöZ) 
(Stand: 30.11.2010)2 

 In 22 von 32 Volksabstimmungen (69%) hat die Stimmbevölkerung in Kantonen und Ge-
meinden eine Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten abgelehnt. 

 1996-2000 sagten die Stimmbürger/innen in 60% der Abstimmungen nein zur Deregulierung. 

 2001-2005 gab es in 66% der Abstimmungen ein Nein. 

 2006-2010 gab es sogar in 90% der Abstimmungen ein Nein. 

 In zwei Volksabstimmungen wurden die Ladenöffnungszeiten mit einem obligatorischen Ge-
samtarbeitsvertrag verknüpft 

Kanton Abstimmungen 

Aargau  1996: Ablehnung des Ladenschlussgesetzes an der Urne. Regelung wie 
bisher (bis 19 Uhr). 

 2005: Ladenschlussgesetz wird mit knapper Volksmehrheit abgeschafft 
(obwohl 7 von 11 Bezirken für die Beibehaltung stimmten).Juni 2010: Zu-
sätzliche Sonntagsverkäufe an Urne abgelehnt. 

Basel Stadt  1997: Annahme des neuen Ladenschlussgesetzes, welches 1 Abendver-
kauf pro Woche an Abschluss eines GAV knüpft. 

 März 1998: Vereinbarung für einen Abendverkauf zwischen BVB und Ge-
werkschaften; April 2002: Neuer GAV Abendverkauf verlängert die Verein-
barung von 1998. 

 Sept. 2002: Ablehnung der Verlängerung der LöZ an der Urne (57,2% 
Nein-Stimmen). 

 Sept. 2010: Der Grosse Rat überweist eine Motion zugunsten von 4 zusätz-
lichen Sonntagsverkäufen äusserst knapp an die Regierung.  

Basel Land  Juni 1997: Ersatzlose Streichung des Ladenschlussgesetzes an der Urne. 

                                                        
2  Quelle: Unia 
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Kanton Abstimmungen 

Bern  1999: Ablehnung der Motion Bommeli (verlangt die Aufhebung der LöZ 
oder konsequente Liberalisierung: 5-22h werktags, Sa bis 20h) im Grossen 
Rat. 

 August 2010: Der Berner Stadtrat lehnt nach heftigen Protesten einen 
Sonntagsverkauf in der Berner Altstadt ab. 

Freiburg  1996: Keine Deregulierung der LöZ, keine Sonntagsverkäufe. Gesetzesvor-
lage an der Urne mit 78% der Stimmen abgelehnt. 

 2001: Grossrat lehnt FDP-Motion für längere LöZ (Sa bis 17h) ab 

 2003: Revision Gewerbegesetz in Volksabstimmung abgelehnt. Das neue 
Gesetz hätte kleinen Läden und Tankstellenshops Öffnungszeiten von Mo-
Sa zwischen 06-21 Uhr erlaubt. 

 2009: Der Grosse Rat lehnt eine Erweiterung der Ladenöffnungszeiten am 
Sonntag ab. Das Volk lehnt eine Gesetzesänderung ab, welche die Erwei-
terung der Ladenöffnungszeiten am Samstag von 16.00 Uhr auf 17.00 Uhr 
vorsieht. 

Genf  September 2002: „loi modifiant la loi sur les heures de fermeture des ma-
gasins“, welches an allgemeinverbindlichen GAV (Convention collective 
cadre im Detailhandel und non-food) gekoppelt ist, wird an der Urne ange-
nommen. 

 Abstimmung vom 28.11.2010: Das neue Ladenschlussgesetz, das eine 
Verlängerung der Ladenöffnungszeiten um eine Stunde bis 20 Uhr werk-
tags und bis 19 Uhr samstags sowie vier Sonntagsverkäufe vorsah, wird 
mit 56% Nein-Stimmen abgelehnt. 

Glarus  1996: Neues Ladenschlussgesetz (1 Abendverkauf bis 21 Uhr pro Woche) 
von Landsgemeinde angenommen. 

 2000: Glarner Landsgemeinde stimmt Antrag des Regierungsrates zu, der 
die Sonntagsverkäufe auf weiterhin vier im Jahr beschränkt aber einige zu-
sätzliche Ausnahmebestimmungen enthält. Gleichzeitig lehnen die 
Stimmbürger zwei weitgehende Liberalisierungsvorschläge ab. 

Graubünden  März 1998: Ablehnung der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten. 

 März 2000: Annahme neuer LöZ in der Stadt Chur (abends bis 20h, 2 
Sonntage pro Jahr). 

Jura  2000: In Delémont Abendverkauf für GAV-unterstellte Läden. 

Luzern  1.6.1997: Neues Ruhetags- und Ladenschlussgesetz angenommen (werk-
tags bis 18.30 Uhr, zwei Abendverkäufe pro Woche bis 21 Uhr). 

 21.5.2006: Liberalisierung LöZ in Volksabstimmung klar verworfen. Nur 3 
von 97 Gemeinden wollen total liberalisierte Öffnungszeiten für die Ge-
schäfte. 
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Kanton Abstimmungen 

Neuchâtel  1998: Conseil d’État lehnt 2 Sonntagsverkäufe vor Weihnachten ab. 

 2010: Das neue Wirtschaftsgesetz, welches eine Verlängerung der Laden-
öffnungszeiten von 18.30 Uhr auf 19.00 Uhr vorsieht, wird vom Volk abge-
lehnt. 

St. Gallen  1996: Verwerfung der Revision der Ladenöffnungsordnung (Verlängerung 
Ladenöffnungszeiten) in Volksabstimmung. 

 2003: Ablehnung des liberalisierten Ladenöffnungsgesetzes in der Volks-
abstimmung. Das Gesetz hätte die Öffnung aller Läden von Mo-Fr zwi-
schen 06-21 Uhr ermöglicht (kleine Läden Mo-So zwischen 05-23 Uhr). 

 26. September 2010: Klare Ablehnung einer Vorlage zur Verlängerung der 
Öffnungszeiten. Die Läden bleiben ab 19 Uhr weiterhin geschlossen. Damit 
hat das Stimmvolk schon zum dritten Mal eine Liberalisierungsvorlage 
bachab geschickt. 

Schaffhausen  Juni 1999: Annahme eines Abendverkaufes bis 23 Uhr (heute faktisch 
wieder zurück auf 1x Abendverkauf bis 20h pro Woche). 

Solothurn  1996: Vorlage zur totalen Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten an der 
Urne mit über 60% Nein-Stimmen klar abgelehnt. 

 September 2002: Ablehnung der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten 
(56,7% Nein-Stimmen). 

 Grenchen 18.12.2007: Gemeindeversammlung lehnt Verlängerung der 
Ladenöffnungszeiten am Samstag bis 17 Uhr ab. 

 Juni 2010: Erweiterung von 2 auf 4 offene Verkaufssonntage in Volksab-
stimmung knapp angenommen. 

Tessin  1999: StimmbürgerInnen lehnen das Gesetz zur Verlängerung der Laden-
öffnungszeiten ab (an Werktagen bis 19 Uhr, Do bis 21 Uhr, Sa bis 18 
Uhr). 

Thurgau  September 2002: Annahme der verlängerten Ladenöffnungszeiten (50,1% 
Ja-Stimmen, 99 Stimmen Unterschied) Mo-Sa von 06-22 Uhr. 

Uri  2001: Ablehnung des neuen Gesetzes über den Ladenschluss mit 62%. 
Vorgesehen: werktags bis 18.30 Uhr, Sa bis 17 Uhr. 

 2003: neues Ladenschlussgesetz (ein Abendverkauf bis 21 Uhr) wird an-
genommen. 

 2009: Verlängerung der Ladenöffnungszeiten von Montag bis Freitag auf 6 
bis 20 Uhr (zuvor: 18.30 Uhr) und zwei zusätzliche bewilligungsfreie Sonn-
tagsverkäufe in Volksabstimmung abgelehnt. 
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Kanton Abstimmungen 

Waadt  2006: Einführung eines allgemeinverbindlichen GAV für den Detailhandel 
in Lausanne. 

 2007: Da Lausanner Vorortsgemeinden Ladenöffnungen am Pfingstmon-
tag bewilligt haben, reicht der Gewerkschaftsbund eine Volksinitiative ein, 
damit der Pfingstmontag und der 2. Januar zu Feiertagen nach Art. 20a 
ArG werden. Sie wird mit einer 74%-Mehrheit deutlich angenommen. 

 2009: Der Grosse Rat lehnt 2 zusätzliche Verkaufssonntage pro Jahr ab. 

Wallis  1998: Gesetz zur Liberalisierung der LöZ wird in Volksabstimmung abge-
lehnt. 

 1.11.2002: Gesetz betreffend Ladenöffnung (Gemeinden sind für den Voll-
zug zuständig) im Kantonsparlament angenommen (bis 18.30 wochentags, 
ein Abendverkauf, mässige Verlängerung bis 17 Uhr samstags, ein Sonn-
tagsverkauf). Durch verbesserten Normalarbeitsvertrag flankiert. 

Zürich  2000: Annahme des neuen kantonalen Ruhetags- und Ladenöffnungsge-
setzes. Öffnung von Mo-Sa von 6 Uhr bis 23 Uhr möglich und Sonntags-
verkauf in Zentren des öffentlichen Verkehrs. 

Zug  1997: Stimmbevölkerung lehnt Ausweitung der Ladenöffnungszeiten ab. 

 2002: Ablehnung von verlängerten Ladenöffnungszeiten: Läden schlies-
sen weiterhin um 19 Uhr. 

Die Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

4 Arbeitsgesetz oder kantonale resp. kommunale Gesetzgebung? 

Die Ladenöffnungszeiten werden stets durch zwei verschiedene Gesetzgebungen geregelt, die je 
ein unterschiedliches Ziel verfolgen.  Zuerst ist das Arbeitsgesetz (ArG) zu nennen.  Sein Ziel ist 
der Schutz der Arbeitnehmer/innen, insbesondere ihrer Gesundheit. Dann gibt es die kantonale 
resp. kommunale Gesetzgebung, die aus Sicht der Gewerbepolizei die Ladenöffnungszeiten re-
gelt. Deren Ziel ist nicht Arbeitnehmerschutz, sondern die Wahrung öffentlicher Ruhe. Das ArG ist 
dieser zweiten Gesetzgebung vorangestellt, denn Bundesrecht geht entgegenstehendem kanto-
nalem Recht vor (Art. 49 Abs 1 BV). Das ArG ermöglicht jedoch bei der Ladenöffnung lokale Re-
geln (Art 71 c). Selbst wenn ein Geschäft nach Bundesrecht zu gewissen Stunden Personal be-
schäftigen darf, kann der Kanton oder die Gemeinde eingeschränktere Öffnungszeiten vor-
schreiben. 

Bei der Rechtmässigkeit von Ladenöffnungszeiten (oder auch anderer Dienstleister) sind also 
immer zwei Fragen zu stellen: 

1 Erlaubt die kantonale und/oder kommunale Gesetzgebung die Ladenöffnung zu diesem 
Zeitpunkt (z.B. Samstag bis 17.00)? 

2 Erlaubt das ArG dem Arbeitgeber während jener Zeit, wo ihm von Kanton oder Gemeinde 
eine Öffnung bewilligt wurde, auch Personal zu beschäftigen (z.B. am Sonntag)? 
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Frage 2 stellt sich nur, wenn das betroffene Personal dem ArG untersteht. Wenn der oder die 
Inhaber des Unternehmens selbst als Selbständige oder in höherer leitender Tätigkeit (Art. 3, Bst 
d ArG) die entsprechenden Arbeitsstunden absolvieren, dann kann das Geschäft auch aus-
serhalb der vom ArG vorgeschriebenen Zeiten offen halten. Es hat aber in jedem Fall die lokale 
Gesetzgebung über die Öffnungszeiten zu respektieren. So erklärt sich, dass kleine Dorf- oder 
Quartierläden, wenn sie kein dem ArG unterstelltes Personal beschäftigen, auch ausserhalb der 
üblichen Zeiten offen haben können (sofern die lokale Gesetzgebung dies ermöglicht). Diese 
Regel gilt für Einkaufszentren nicht; deren Personal ist zwingend dem ArG unterstellt. 

Aufgrund dieser Rechtslage ist der Kampf gegen missbräuchliche Erweiterungen der Öffnungs-
zeiten an zwei Fronten zu führen: 

 In den Kantonen oder Gemeinden gegen Verlängerung von Öffnungszeiten, die sich inner-
halb der vom ArG erlaubten Limiten befinden (z. B. nächtliche Öffnung bis 22.00, was das 
ArG nicht verbietet). 

 Auf Bundesebene gegen Änderungen des ArG, die den Arbeitgebern erlauben, immer mehr 
Personal nachts und sonntags arbeiten zu lassen.  

Die Anhänger der Arbeit rund um die Uhr spielen regelmässig auf beiden Ebenen, um das ArG, 
also den Arbeitnehmerschutz, auszuhöhlen. Die Kantone und Gemeinden sollten die Arbeitszei-
ten nach eigenem Gutdünken bestimmen können, die Bundesgesetzgebung sei nichts anderes 
als eine Kette, die verhindere, dass die Behörden den Bedürfnissen der Konsumenten entspre-
chen könnten. 

Die Motion Hutter ist dafür typisch. Sie will den Kantonen ermöglichen, die Öffnungszeiten auto-
nom, also ohne Berücksichtigung des bundesrechtlichen Arbeitnehmerschutzes, festzulegen. 
Käme dieser Vorstoss durch, könnten die Kantone den bundesrechtlichen Arbeitnehmerschutz 
massiv aushöhlen. Gesundheit, Sozial- und Familienleben der Detailhandelsangestellten wären 
dann nicht mehr in der ganzen Schweiz gleich geschützt. Dieser Schutz hinge dann ab vom gu-
ten Willen der kantonalen oder kommunalen Behörden – die nur allzu häufig die sogenannten 
„Konsumbedürfnisse“ prioritär gewichten. Häufig geben sich diese lokalen Behörden im Fall von 
Sonntagsarbeit als blind aus: Das Sonntagsarbeitsverbot im ArG wird einfach „übersehen“. Das 
Outlet „Alpenrhein-Village“ in Landquart (GR), Autohändler und Möbelgeschäfte im Kanton Frei-
burg sowie die Migros-Filiale M-Express in Rapperswil (SG) illustrieren diese Missbrauchspraxis 
bestens. Im letztgenannten Fall hat nun das Gericht den Behörden auf die Finger geklopft. 

5 Zu welchen Bedingungen und in welchen Branchen kann man ausserhalb der 
üblichen Zeit arbeiten? 

Das ArG ist keineswegs, wie das die Anhänger deregulierter Arbeitszeit oft behaupten, ein alter 
Zopf, der jegliche Nacht- und Sonntagsarbeit verbietet, auch wenn sie nötig ist. 

5.1 Generelle Regelungen  

Im Prinzip sind Nacht- und Sonntagsarbeit (inbegriffen die Feiertage3) verboten (Art. 16 und 18 
ArG). Abweichungen sind aber möglich im Fall von technischer oder wirtschaftlicher Unentbehr-

                                                        
3  Der 1. August und bis zu 8 kantonale Feiertage sind dem Sonntag gleichgestellt. Art 20a Abs 1 ArG 
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lichkeit (Art. 17ff ArG für Nachtarbeit, Art. 19 für Sonntagsarbeit). Das SECO kann langfristige 
Bewilligungen erteilen, die Kantone kurzfristige, wenn die Bedingungen erfüllt sind. Der Bundes-
rat kann zudem generelle Abweichungen für ganze Branchen festlegen. Sie finden sich in der 
Verordnung 2 zum ArG (ArgV 2). 

Die Kriterien technischer oder wirtschaftlicher Unentbehrlichkeit sind in Art 28 ArGV 1 präzis 
festgelegt:  

1 Technische Unentbehrlichkeit liegt insbesondere vor, wenn ein Arbeitsverfahren oder Arbeiten 
nicht unterbrochen oder aufgeschoben werden können, weil: 

a. mit der Unterbrechung oder dem Aufschub erhebliche und unzumutbare Nachteile für die 
Produktion und das Arbeitsergebnis oder die Betriebseinrichtungen verbunden sind; 

b. andernfalls die Gesundheit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen oder die Umgebung des 
Betriebes gefährdet werden. 

2 Wirtschaftliche Unentbehrlichkeit liegt vor, wenn: 

a. die Unterbrechung eines Arbeitsverfahrens und dessen Wiederingangsetzung hohe Zusatzkos-
ten verursachen, die ohne die Leistung von Nacht- oder Sonntagsarbeit eine merkliche Schwä-
chung der Wettbewerbsfähigkeit des Betriebes gegenüber seinen Konkurrenten zur Folge hat 
oder haben könnte; 

b. das angewandte Arbeitsverfahren mit unvermeidlich hohen Investitionskosten verbunden ist, 
die ohne Nacht- oder Sonntagsarbeit nicht amortisiert werden können; oder 

c. die Konkurrenzfähigkeit gegenüber Ländern mit vergleichbarem sozialem Standard wegen 
längerer Arbeitszeiten oder anderer Arbeitsbedingungen im Ausland erheblich beeinträchtigt ist 
und durch die Bewilligung die Beschäftigung mit grosser Wahrscheinlichkeit gesichert wird. 

3 Der wirtschaftlichen Unentbehrlichkeit gleichgestellt sind die besonderen Konsumbedürfnisse, 
deren Befriedigung im öffentlichen Interesse liegt und nicht ohne Nacht- oder Sonntagsarbeit 
möglich ist. Solche Konsumbedürfnisse sind: 

a. täglich notwendige und unentbehrliche Waren oder Dienstleistungen, deren Fehlen von einem 
Grossteil der Bevölkerung als wesentlicher Mangel empfunden würde; und 

b. bei denen das Bedürfnis dauernd oder in der Nacht oder am Sonntag besonders hervortritt. 

[…] 

Die Verordnung benennt somit klar die Grenzen, ab welchen Güter und Dienstleistungen nachts 
oder sonntags geliefert werden können resp. müssen: Es handelt sich um Güter und Dienstleis-
tungen, die ein Grossteil der Bevölkerung ständig braucht. In Kap. 5.2 werden wir feststellen, 
dass die Unternehmen, die solche Güter und Dienstleistungen herstellen, über genügend Bewe-
gungsfreiheit verfügen. 

Das Bundesgericht hält wirtschaftliche Unentbehrlichkeit in diesem Fall für dann gegeben, wenn 
es sich um ein Gut handelt, das einem besonderen Konsumbedürfnis entspricht. Wenn dieses 
Gut zumutbarer Weise während den üblichen Öffnungszeiten gekauft werden kann, liegt kein 
besonderes Konsumbedürfnis vor, das eine Abweichung zum ArG ermöglichte. Das Bundesge-
richt hält die Bestimmungen des Gesundheitsschutzes und des Soziallebens der Arbeitnehmen-
den für sehr bedeutend; es darf nicht unter irgendeinem Vorwand davon abgewichen werden. 
Auch wenn der Markt für eine Verlängerung der Arbeitszeit spricht, geniesst der Arbeitnehmer-
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schutz eine besondere Aufmerksamkeit. Nur weil es für die Konsumenten „praktisch“ ist oder 
weil es in der Umgebung viele an einem Einkauf rund um die Uhr interessierte Konsumenten von 
nicht unentbehrlichen Gütern4 gibt, dürfen entsprechende Verlängerungen nicht telquel erteilt 
werden. Die Rechtsprechung des Bundesgerichtes legt konstant dar, dass Abweichungen vom 
grundsätzlichen Verbot der Nacht- und Sonntagsarbeit wegen den Auswirkungen auf die Ge-
sundheit und das soziale Leben der Arbeitnehmenden nur ausnahmsweise zugelassen werden 
dürfen5. 

Festzuhalten ist zudem, dass die lokalen Regelungen der Öffnungszeiten dem Kriterium der Un-
entbehrlichkeit nach ArG nicht gleichwertig sind.  

Das ArG erlaubt schliesslich kleingewerblichen Betrieben, die, abgesehen vom Arbeitgeber, 
höchstens vier Personen beschäftigen, während der Nacht und am Sonntag ohne Erlaubnis Per-
sonal zu beschäftigen, „soweit dies mit Rücksicht auf ihre besonderen Verhältnisse notwendig 
ist“ (Art. 27 Abs. 1 ArG; Art. 2 ArGV 2). Die Kriterien der Zulassung bleiben indes dieselben: Diese 
Arbeitsformen werden nur dann zulässig, wenn sie den gesetzlichen Kriterien der Unentbehrlich-
keit (Art. 28 ArGV 1) entsprechen oder wenn sie in einer Branche angewandt werden, der bereits 
eine Abweichung per ArGV 2 erlaubt ist. 

5.2 Branchen mit Abweichungen 

Die Gesetzgebung regelt heute sehr strikt die Einkaufsmöglichkeiten ausserhalb der üblichen 
Arbeitszeiten. Wirklich unablässige Güter oder Dienstleistungen können jedoch stets gekauft 
werden. Sonntags ist quasi jedes Gut und jede Dienstleistung in grossen Bahnhöfen und Flughä-
fen erwerbbar.6 In den anderen Bahnhöfen und entlang von Hauptverkehrsstrassen mit starkem 
touristischem Reiseverkehr sowie in den Kiosken können sich Reisende und Automobilisten 
sonntags oder nachts bis 01.00 das besorgen, was sie für nötig halten.7 In touristischen Regio-
nen können touristisch ausgerichtete Geschäfte sonntags offen halten.8 Dasselbe gilt für Sport- 
und Freizeitanlagen, Skilifte und Luftseilbahnen, Campingplätze, Kongress- und Messebetriebe 
und Museen.9 Bäckereien und Blumenläden können sonntags überall in der Schweiz offen hal-
ten.10 Tankstellen, Gastbetriebe und Spielbanken können nachts und sonntags Personal beschäf-
tigen.11 Apotheken im Notfalldienst können nachts offen halten.12 Fazit: Wenn man nachts oder 
sonntags etwas dringend braucht, kann man es sich besorgen. Und für den Rest ist Warten bis 
am Montag durchaus zumutbar.   

Branchenabweichungen gibt es auch für medizinische Laboratorien, Bestattungsdienste, Tierkli-
niken, zoologische Gärten, die Fleisch- und Milchindustrie13, für Medien und Telekommunikati-
onsbetriebe14, für Berufstheater15 sowie für Betriebe im Bau und Unterhalt von Eisenbahnen und 
der Energie- und Wasserversorgung16.  

                                                        
4  BGE 136 II 427 
5  BGE 134 II 265, 131 II 200, 120 Ib 332, 116 Ib 270 
6  Art. 27 Abs. 1ter ArG 
7  Art. 26 ArGV 2. Die aktuelle Praxis begrenzt die Verkaufsfläche auf 120m2 für Tankstellenshops und auf 50m2 für Kioske.  
8  Art. 25 ArGV 2. 
9  Art. 40ff ArGV 2 
10  Art. 27 und 29 ArGV 2. 
11  Art. 23, 24 und 46 ArGV 2. 
12  Art. 19 ArGV 2. 
13  Art. 19a ff und 27a f ArGV 2 
14  Art. 31ff ArGV 2 
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Sowohl Nacht- als auch Sonntagsarbeit berechtigen zu einer Zulage in Zeit oder Geld. Entgegen 
der landläufigen Meinung ist eine Geldzulage nach ArG nur für vorübergehende Nacht- oder 
Sonntagsarbeit geschuldet. Dabei ist jedoch Sonntagsarbeit ab nur 7 (!) Arbeitssonntagen pro 
Jahr nicht mehr vorübergehend (Art. 40 Abs. 3 ArGV 1). In den meisten Branchen, in denen 
Sonntagsarbeit erlaubt ist, können die Arbeitnehmenden im Minimum an  26 Sonntagen pro Jahr 
beschäftigt werden (Art. 12 ArGV 2). Hier liegt also keine vorübergehende Temporärarbeit vor. 
Nachtarbeit ihrerseits wird ab 25 Nächten pro Jahr regelmässig. (Art. 31 ArGV 1). In den meisten 
Fällen haben die von Nacht- oder Sonntagsarbeit Betroffenen somit keinen gesetzlichen An-
spruch auf eine Lohnzulage. Natürlich kann der Einzel- oder Gesamtarbeitsvertrag eine solche 
vereinbaren. Im Detailhandel herrschen jedoch prekäre Arbeitsbedingungen vor, GAV sind selten, 
und die Arbeitnehmenden verhandeln am kürzeren Hebel.  

5.3 Regeln für jugendliche Arbeitnehmende 

Jugendliche Arbeitnehmende ab 16 Jahren können nachts und sonntags in den Branchen be-
schäftigt werden, wo dies zu Ausbildungszwecken unentbehrlich ist Art. 12, 13 und 14 ArGV 5). 
Für Branchen mit bewilligter Sonntagsarbeit gilt diese Ausnahme auch für Jugendliche, die sich 
nicht in Ausbildung befinden (Art. 13 Abs. 2 ArGV 5). Das Eidgenössische Wirtschaftsdeparte-
ment hat solche Abweichungen den Branchen Gastgewerbe, Bäckerei und Patisserie und dem 
damit verbundenen Detailhandel, der Milchverarbeitung und Nahrungsmittelindustrie, dem Ge-
sundheitswesen, der Tierpflege, der Verpackung, dem Metzgerei- und Fleisch-Gewerbe, dem 
Gleisbau und der Bühnenkunst erteilt (vgl. Verordnung des EVD über die Ausnahmen vom Ver-
bot von Nacht- und Sonntagsarbeit während der beruflichen Grundbildung17). 

6 Die aktuellen Angriffe 

Initiative Lüscher 

Diese Initiative, die verlangt, dass Tankstellenshops auf Autobahnraststätten und an Hauptver-
kehrsstrassen die ganze Nacht und den ganzen Sonntag bewilligungsfrei Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen beschäftigen dürfen, ist vor dem Nationalrat pendent. Dessen Wirtschaftskom-
mission (WAK) empfiehlt Annahme, obwohl die Vernehmlassung mehrheitlich klar ablehnend 
geprägt war. Denn 20 von 26 Kantonen  sowie die Gewerkschaften, die Umweltverbände, die 
Verbände der Medizin, der Suchtprävention, der Jugend und der Kirchen widersetzten sich dem 
Anliegen.  

Die Initiative würde mit den „Hauptverkehrsstrassen“ anstelle der jetzigen, juristisch klar umrisse-
nen Bestimmung "Hauptverkehrswege mit starkem Reiseverkehr" einen neuen sehr schwammi-
gen Begriff einführen18. Bei der jetzigen Definition sind nicht nur im engen Wortsinn touristische, 
sondern die Bedürfnisse der Reisenden allgemein visiert. Dass die Initiative Lüscher diese Be-
stimmung der  "Hauptverkehrswege mit starkem Reiseverkehr" (Art. 26, Abs. 2 und 4 ArGV 2) 
durch „Hauptverkehrsstrassen“ ersetzen will, bedeutet, dass nicht mehr die besonderen Bedürf-
nisse der Reisenden längere Öffnungszeiten rechtfertigen sollen, sondern bloss die Frequentati-

                                                                                                                                                                        
15  Art. 35ff ArGV 2 
16  Art. 48ff ArGV 2 
17  SR 822.115.4 
18  Siehe BGE 134 II 265 
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on einer Strasse und damit das Kunden- und Rentabilitätspotential einer Lage19. Deshalb geht es 
hier nicht mehr um ein besonderes Bedürfnis, das auch während der Nacht gestillt werden muss 
und folglich rechtfertigt, dass die Arbeitnehmenden ihre Gesundheit aufs Spiel setzen, um dieses 
Gut zugänglich zu machen. Nein, es geht darum, Shops da offen zu halten, wo sich dies wegen 
starkem Verkehr von potentiellen Kunden als profitabel erweist.  Damit wird der Profit der Inhaber 
von Tankstellenshops höher gewichtet als die Gesundheit und das soziale Leben der Beschäftig-
ten! 

Indem die Mehrheit der WAK die Resultate der Vernehmlassung ausblendet, zeigt sie, dass sie 
nicht bloss ein paar Shops im Kanton Zürich legalisieren sondern mittels Salamitaktik das Ziel 
der umfassenden Deregulierung der Arbeitszeiten voranbringen will. Der nächste Schnitt ist mit 
der Motion Buttet bereits getan: Sie verlangt auch für kleine Detaillisten Ausnahmen. Begrün-
dung: sonst würden sie durch die Konkurrenz der Tankstellenshops zu sehr bedrängt. Kein Zwei-
fel, dass grössere Geschäfte auch Ausnahmen verlangten, um nicht gegenüber den Kleinen be-
nachteiligt zu sein.  

Auch der Bundesrat trägt der Vernehmlassung keine Rechnung. Er unterstützt die Initiative, will 
die Deregulierung aber auf Tankstellenshops beschränken, die sich an "Hauptverkehrswegen mit 
starkem Reiseverkehr" befinden, um so die geltende Praxis (Art. 26, ArGV 2) zu respektieren. Der 
Bundesrat beruft sich auf „administrative Erleichterungen“ für die betroffenen Geschäfte, was er 
ebenfalls höher gewichtet als die Gesundheit und das soziale Leben der Beschäftigten. Er beruft 
sich zudem auch auf die zunehmende Nachtarbeit: „Die Änderung des Arbeitsgesetzes ist auch 
im Sinne der Kundschaft, denn gerade bei Personen, die die ganze Nacht arbeiten, kann ein 
Bedürfnis nach den in den Tankstellenshops erhältlichen Artikeln auch zwischen 1 Uhr und 5 Uhr 
nachts vorhanden sein.20“ Das zeigt schon fast lehrbuchhaft, dass jede neue Ausnahme nach 
einer weiteren ruft – ad infinitum! 

Motion Hutter (09.3938) 

Siehe auch Kapitel 4. Sie wurde vom Nationalrat trotz ablehnender Haltung des Bundesrates 
akzeptiert. Für den Bundesrat entleert der Vorschlag das ArG seiner Substanz.21 Die Motion ist im 
Ständerat hängig. 

Vorstoss des Kantons Zürich  

Der Vorstoss will das Kriterium der „spezifischen Bedürfnisse der Reisenden“ (Art. 26 Abs. 4 
ArgV 2) durch jenes einer Verkaufsfläche bis maximal 200 m2 ersetzen. Läden mit weniger Ver-
kaufsfläche könnten offen halten, wann sie wollen. Er geht auf einen FDP-Vorstoss im kantonalen 
Parlament zurück. Der Bezug zu den Bedürfnissen des Kunden wird hier vollständig gelöscht. 
Wenn die Verkaufsfläche über längere Arbeitszeiten entscheidet, dann können Gesundheit und 
Sozialleben des Personals nicht wegen dem Verkauf von notwendigen, sondern von irgendwel-
chen Gütern und Dienstleistungen geopfert werden. Die Ungeduld von Konsumentinnen und 
Konsumenten, die meinen, nicht bis zum folgenden Tag oder bis zum Montag warten zu können, 
um sich etwa mit Tiefkühlprodukten oder Holzkohle zu versorgen, würde höher gewichtet als das 

                                                        
19  Bericht der WAK NR vom 10.10., BB 2011, S. 8981 ff 
20  Stellungnahme des Bundesrates vom 11.1.2012 (zu 09.462) 
21  Stellungnahme des Bundesrates zur Motion Hutter 09.3938 
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öffentliche Interesse des Gesundheitsschutzes oder der Ruhe. 200 m2 sind zudem eine bedeu-
tende Fläche und grösser als die meisten kleinen Läden in den Bahnhöfen.  

Zürcher Initiative „Der Kunde ist König“ 

Dieser Vorstoss der FDP/ZH und der jungen FDP/ZH verlangt die vollständige Deregulierung der 
Ladenöffnungszeiten. Für die Initianten soll der Staat den Konsumentinnen und Konsumenten 
nicht vorschreiben, wann und wo sie einkaufen. Sie vergessen, dass der Staat auch Gesundheit 
und Sozialleben der Arbeitnehmenden und die öffentliche Ruhe schützen muss. Diese Aufgaben 
sind wichtiger als die Ungeduld einiger Konsumentinnen und Konsumenten. Das Zürcher Parla-
ment hat im Januar 2012 Ablehnung des Vorstosses beschlossen, die Volksabstimmung findet 
voraussichtlich im Herbst 2012 statt.  

Versuche in Bern, Genf und Luzern 

Im Kanton Bern hat das Parlament eine BDP-Motion angenommen, die verlangt, dass in touristi-
schen Regionen, die Berner Altstadt inbegriffen, die Läden länger und am Sonntag offen halten 
dürfen. Das gilt auch für Zonen, die nicht der Definition einer „touristischen Zone“ im Sinn der 
ArGV 2 entsprechen. Diese Motion wurde 2011 der Kantonsregierung überwiesen. 

In Genf gehen die Arbeitgeber erpresserisch vor. Solange die Gewerkschaften ihre (an der Urne 
bestätigte) Opposition gegen längere Ladenöffnungszeiten aufrechterhalten, verweigern die Ar-
beitgeber die Fortführung des Gesamtarbeitsvertrages (GAV) für den Verkauf. Sie setzen so Tau-
sende von Angestellten erhöhtem Lohndruck aus. Im Kanton Luzern hat das Parlament kürzlich 
einer Verlängerung der Ladenöffnungszeiten zugestimmt. Das Referendum dagegen wurde ge-
meinsam von Gewerkschaften und den Besitzern von kleinen Geschäften lanciert. Die junge FDP 
hat ihrerseits eine kantonale Volksinitiative lanciert, um das Gesetz über die Ladenöffnungszeiten 
ersatzlos zu eliminieren. 

Versuche, urbane Verkehrsknotenpunkte als Zentren mit grossem Reiseverkehr auszu-
geben oder die Ausdehnung letzterer zu erweitern 

„In Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben in Bahnhöfen, welche auf Grund des grossen 
Reiseverkehrs Zentren des öffentlichen Verkehrs sind, sowie in Flughäfen dürfen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer sonntags beschäftigt werden“: so Art. 27 Abs. 1 ter ArG. Deshalb ver-
suchen die Anhänger der Deregulierung regelmässig, Knotenpunkte des öffentlichen Verkehrs 
als Bahnhöfe mit grossem Reiseverkehr auszugeben (z.B. Bahnhof du Flon in Lausanne). Denn 
dann könnten die da ansässigen Geschäfte ihre Öffnungszeiten ebenfalls verlängern. Ein weiterer 
Versuch mit gleichem Ziel besteht darin, den Umfang von Bahnhöfen mit grossem Reiseverkehr 
neu zu bestimmen und ihn dabei auf die benachbarten Geschäfte auszudehnen. Diese Geschäfte 
an der Grenze zu solchen Bahnhöfen beklagen die „unlautere Konkurrenz“ und wollen dieselben 
Ausnahmen zugestanden haben. 

Motion Buttet (11.4086) 

In „Randregionen“ sollen „kleine Läden“ sonn- und feiertags offen halten können. Der Vorschlag 
gibt vor, dass „Randregionen“ punkto Ladenöffnung gegenüber urbanen Zentren benachteiligt 
seien. Die sonntägliche Ladenöffnung bremse „die Landflucht der Läden“, was zum Nutzen der 
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meist älteren und wenig mobilen Bevölkerung sei. Nur: diese Geschäfte können mehrheitlich 
sonntags bereits offen haben, dann nämlich, wenn der Inhaber selbst an der Kasse steht (vgl. 
Kap. 4). Zudem wird ihre Kundschaft, weil sehr traditionalistisch, nicht sonntags einkaufen wol-
len. Sonntagsöffnung wird diese Läden also nicht retten. Und: wenn ihre Kundschaft so schwach 
mobil ist, dann brauchen sie die entfernte städtische Sonntagskonkurrenz nicht zu fürchten. Zu-
dem würde die Sonntagsöffnung für diese Läden zusätzliche Kosten bedeuten, damit die Renta-
bilität einschränken und so das Überleben gefährden. Aus juristischer Sicht schliesslich ist als 
Mangel festzuhalten, dass die Begriffe „Randregionen“ und „kleine Läden“ nicht definiert sind.  

« Motion Wasserfallen » (12.3155) 

Der Vorstoss will für die ganze Schweiz Mindeststandards für die Ladenöffnungszeiten festlegen. 
Er verlangt weiter mindestens zwei Verkaufssonntage in allen Kantonen. Die Öffnungszeiten sol-
len gegen oben harmonisiert werden: Die Geschäfte sollen die ganze Arbeitswoche inkl. Samstag 
von mindestens 8.00 bis 20.00 offen halten können. Die Motion nimmt die Forderungen von 
Grossverteilern auf, die anfangs 2012 einen Umsatzrückgang insbesondere in den Grenzregio-
nen beklagten – und dabei verschwiegen, dass dieser durch die Überbewertung des Frankens 
verursacht wurde.  

Der Vorstoss, mitunterzeichnet von einigen Grünliberalen und weiteren bekannten Verfechtern 
der Salamitaktik (Hutter, Lüscher), zeigt, dass die Vertreter der Arbeitgeber in der Deregulierung 
der Arbeitszeiten einen Gang zugelegt haben.  

7 Argumente gegen die Deregulierung der Ladenöffnungszeiten 

Die Gesundheit 

Die gesundheitlichen Beeinträchtigungen durch Nachtarbeit sind beträchtlich. Zahlreiche Studien 
zeigen, dass Nachtarbeit Schlaf- und Herzrhythmusstörungen, Verdauungsprobleme und Stress-
symptome verursacht und das Krebsrisiko erhöht. Der Conseil économique et social français hat 
die entsprechende neuere wissenschaftliche Literatur zusammengestellt und fasst sie wie folgt 
zusammen: „Es existiert ausgiebige epidemiologische Literatur welche den negativen Einfluss 
mehr oder weniger langer Nachtarbeit auf die Gesundheit aufzeigt. Die wichtigsten kurzfristigen 
Auswirkungen der Nacht- und Wechselschichtarbeit auf die Gesundheit sind chronobiologisch 
bedingte Schlafstörungen und chronischer Schlafmangel. Der Schlaf untertags ist weniger erhol-
sam, weil kürzer, gestört durch externe Elemente, unterbrochen und charakterisiert durch das 
Ausbleiben der paradoxen Schlafphase. Bei Angestellten, welche Nachtarbeit leisten, ist ein er-
höhter Konsum von Schlaf- und Aufputschmitteln festzustellen, abhängig von Alter und Dienstal-
ter im Unternehmen. Die Nachtarbeit bringt ausserdem eine unausgeglichene Ernährung und 
Verdauungsprobleme mit sich, einerseits bedingt durch das Essverhalten (ballaststoffarme Nah-
rung, Fertiggerichte und v.a. stark erhöhter Konsum von Kaffee und Tee), andererseits aber auch 
durch chronobiologische Faktoren. Schichtarbeit in der Nacht ist ausserdem als Verursacher von 
Stress und chronischer Müdigkeit bekannt und dürfte für ein erhöhtes Depressionsrisiko verant-
wortlich sein. (…) Die kardiovaskulären Risiken steigen, weil die Nachtarbeit einige schädliche 
Faktoren begünstigt, sowohl direkt (z.B. Stress aufgrund von Schlafmangel und Isolationsgefühl) 
als auch indirekt (erhöhter Blutdruck, Herzrhythmusstörungen, Übergewicht, Tabakabhängigkeit). 
Diverse Studien, darunter jene der Internationalen Agentur für Krebsforschung (IARC) der WHO, 
sehen ausserdem durch den gestörten 24-Stunden-Rhythmus und die Schwächung des Immun-
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systems, hervorgerufen durch einen Melatonin-Überschuss wegen der nächtlichen Lichtexpositi-
on, eine Verbindung zwischen Nachtarbeit und Krebsrisiko (hauptsächlich Brust- und Darm-
krebs). Frauen sind während der Schwangerschaft speziellen Risiken ausgesetzt. So wurden 
Verbindungen zu intrauteraler Wachstumsretardierung, Frühgeburten und dem Risiko einer Fehl-
geburt hergestellt. Im grossen Ganzen verursacht Nachtarbeit Übermüdung, eine vorzeitige Ab-
nutzung des Organismus und eine Verschlechterung des Gesundheitszustandes. Die irreversib-
len schädigenden Auswirkungen können sich auch ausserhalb des Berufslebens bemerkbar 
machen.“22 Eine 2011 veröffentliche Studie in der Schwedischen Fachzeitschrift „Annals of Neu-
rology“ zeigt sogar, dass Nachtarbeit das Multiple Sklerose-Risiko bei jungen Arbeitnehmenden 
unter 20 Jahren verdoppelt. 

Die Sonntagsarbeit ihrerseits verursacht eine grosse Unregelmässigkeit der Arbeitszeiten, denn 
das Gesetz erlaubt nicht, an allen Sonntagen zu arbeiten, und schreibt entsprechende Zeitgut-
schriften vor. Solche unregelmässigen Arbeitszeiten sind ebenfalls gesundheitsschädigend und 
verursachen Stress, dessen Auswirkungen auf die Wirtschaft das SECO auf 10 Milliarden Fran-
ken jährlich beziffert.23 Der Stress hat in den letzten Jahren zugenommen. Der Anteil der Beschäf-
tigten, die sich in der Lage fühlen, ihn zu meistern, nimmt demnach ab.24  

Das Sozialleben 

Bei aller Affinität für „die Moderne“ ist unsere Gesellschaft nach wie vor entsprechend den übli-
chen Arbeitszeiten organisiert – mit einem Ruhetag am Sonntag für die überwältigende Mehrheit 
der Angestellten. Der Sonntag ist der Familie gewidmet, dem Sozialleben, den Freunden, sportli-
chen, kulturellen oder religiösen Aktivitäten. Solche Begegnungen würden enorm darunter lei-
den, wenn ein grosser Teil der Bevölkerung nicht mehr gleichzeitig Ruhetag hätte. Sicher, einige 
Aktivitäten bedingen auch am Sonntag Personal. Doch das darf immer nur einige wenige Arbeit-
nehmende betreffen – und auch sie müssen regelmässig von freien Sonntagen profitieren kön-
nen. 

Auch die Nachtarbeit ist dem Sozialleben wenig zuträglich. Denn praktisch alle Menschen in un-
serem Land sind tagsüber aktiv und schlafen in der Nacht, entsprechend dem biologischen 
Rhythmus des Menschen und quasi der ganzen Natur. Wer nachts arbeitet und folglich tagsüber 
schlafen muss hat bedeutend weniger Möglichkeiten, an den tagsüber stattfindenden sozialen 
Aktivitäten teilzunehmen. 

Hinzu kommen die unregelmässigen Arbeitszeiten bei Nacht- und Sonntagsarbeit in Folge des 
Anspruchs auf zusätzliche Zeitkompensation. Bei häufiger Nacht- und Sonntagsarbeit ist es oft 
schwierig, seine regelmässigen Aktivitäten zu koordinieren. Man hat zwar durchaus mehr Freita-
ge – jedoch selten an den gleichen Tagen und selten mit anderen Gemeinsam. 

Das Familienleben 

Sonntags- oder Nachtarbeit erschwert die Situation von Arbeitnehmenden mit familiären Pflichten 
enorm. Sowohl sonntags als auch nachts existieren praktisch keine Betreuungsangebote für Kin-

                                                        
22  Conseil économique, social et environnemental, Edouard F., Travail de nuit : Impact sur les conditions de travail et de vie 

des salariés, Paris 2010, p. 9s et les références citées. 
23  SECO, 2009 : Arbeit und Gesundheit - Zusammenfassung der Ergebnisse der Schweizerischen Gesundheitsbefragung 

2007. 
24  SECO (éd.), Stress-Studie 2010: Stress bei Erwerbstätigen in der Schweiz. 
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der, weder in Kitas noch bei einer Tagesmutter. Auch die Aktivitäten, welche das Leben von Kin-
dern gliedern (Schule, Sport, Hobbys, etc.), richten sich strikt nach den gewöhnlichen Arbeitsta-
gen aus. Man muss sich also auf seinen Partner oder seine Partnerin verlassen können – und 
darauf, dass er oder sie nicht auch Sonntags- oder Nachtarbeit leisten muss. Und auch das funk-
tioniert selbstverständlich nur dann, wenn überhaupt ein Partner oder eine Partnerin vorhanden 
ist und es sich nicht um eine Einelternfamilie handelt. 

Werktätige Eltern sind während Schulferien oder Ruhetagen von Kitas oftmals mit Schwierigkei-
ten konfrontiert, eine angemessene Betreuung für ihre Kinder zu gewährleisten. Eine weitere 
Deregulierung der Arbeitszeit wäre Öl ins Feuer dieser Problematik. In vielen Fällen muss schon 
heute ein Elternteil zu Hause bleiben. Auf der Strecke bleibt dabei nur zu oft die Gleichstellung 
zwischen Mann und Frau: Noch immer sind Frauen oft Opfer von Lohndiskriminierung und ha-
ben allgemein gesehen tiefere Löhne als Männer. Das führt dazu, dass oftmals die Frau auf ihren 
Job und damit auch ihre finanzielle Unabhängigkeit verzichtet und sich zu Hause um die Kinder 
kümmert. Die Arbeitgeber, welche auf die kompetente Hilfskraft der Frauen zählen, schneiden 
sich damit ins eigene Fleisch.  

Die Arbeitsbedingungen 

Eine Ausdehnung der Arbeitszeiten betrifft vor allem die schwächsten und am schlechtesten ge-
schützten Arbeitnehmenden in den prekärsten Situationen. Denn im Detailhandel sind GAV sel-
ten. Coop, Migros, Valora und einige Gemeinden (z.B. Lausanne, Nyon und den Kanton Genf) 
ausser Acht gelassen, sind die Angestellten in dieser Branche von Kollektivverhandlungen aus-
geschlossen und profitieren weder von obligatorischen Mindestlöhnen noch von einem 13. Mo-
natslohn oder zusätzlichen Ferien und verfügen über keine Erwerbsausfallsversicherung im 
Krankheitsfall. Ihre Löhne sind im Vergleich mit anderen Branchen ziemlich tief. Ausserdem ar-
beiten viele von ihnen im Stundenlohn und erhalten damit während offiziellen Feiertagen keinen 
Lohn. Dies hat das Bundesgericht erst kürzlich bestätigt.25 Prekäre Arbeitsbedingungen wie Ar-
beit auf Abruf, welche das wirtschaftliche Risiko auf die Angestellten überträgt, sind in dieser 
Branche weit verbreitet. Und selbst wenn es einen GAV gibt, so ist dieser selten in Stein gemeis-
selt und wird von den Arbeitgebern gerne als Druckmittel verwendet. So weigern sich z.B. im 
Kanton Genf die Arbeitgeber, den Rahmen-GAV des Detailhandels zu verlängern, weil sich die 
Gewerkschaften erfolgreich in einer Abstimmung gegen die Ausdehnung der Arbeitszeiten ge-
wehrt haben. Die Arbeitgeber deklassieren sich damit nicht nur als schlechte Verlierer und zeigen 
ihren mangelnden Respekt vor dem Volkswillen, sondern versuchen mit ihrer Erpressung nun 
nachträglich doch noch zu erreichen, was ihnen an der Urne nicht gelang. Damit setzen sie wis-
sentlich tausende Arbeitnehmer dem Risiko des Lohndumpings aus – und das in einem Kanton 
und einer Branche, wo diese Probleme ohnehin bereits zahlreich sind. 

Die zweifelhaften Methoden der Arbeitgeber finden sich auch bei den Tankstellenshops wieder. 
Die Konsumentensendung „Kassensturz“ des Schweizer Fernsehens deckte auf, dass einige 
Tankstellen ein Trinkgeldsystem praktizieren, was einer drastischen Lohnkürzung für ihr Personal 
gleich kam. Dies obschon Tankstellenshops zu den gefährlichsten Arbeitsplätzen für die körperli-
che Integrität des Personals zählen. Kaum eine Woche vergeht ohne einen Raubüberfall mit Ge-
waltanwendung auf eine nachts geöffnete Tankstelle. Mitunter geschehen sie sogar am helllich-
ten Tage. 

                                                        
25  BGE 136 I 290. 
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Keine echte „Freiwilligkeit“ 

Zu Nacht- und Sonntagsarbeit dürfen nur Arbeitnehmende herangezogen werden, welche sich 
freiwillig dazu bereiterklären – so zumindest die Theorie (Art. 17 Abs. 6 bzw. Art. 19 Abs. 5 ArG). 
Selbstverständlich gibt es Arbeitnehmende, welche damit nicht nur einverstanden sind sondern 
solche Arbeitszeiten gezielt suchen. Doch dabei handelt es sich um eine kleine Minderheit, wel-
che sich ausserdem oft in einer derart prekären Situation befindet, dass die Betroffenen gezwun-
gen sind, um ihre finanzielle Situation zumindest etwas aufzubessern fast jeden Job anzunehmen 
– auch solche, die sonst niemand akzeptieren würde. Die grosse Mehrheit der nachts und sonn-
tags oder allgemein zu unüblichen Arbeitszeiten (z.B. Abendverkäufe) Beschäftigten möchte ei-
gentlich lieber zu anderen Zeiten arbeiten, v.a. im Detailhandel. Das belegen sämtliche beim Per-
sonal durchgeführten Umfragen. Wenn sie also Nacht- oder Sonntagsarbeit zustimmen, dann 
meistens, weil ihnen keine echte Alternative bleibt: weil der Schutz vor missbräuchlichen Kündi-
gungen praktisch inexistent ist und keinerlei abschreckende Wirkung hat, kann der Arbeitgeber 
einen Angestellten, welcher nicht einfach pariert (z.B. indem er von seinem Recht Gebrauch 
macht und Sonntags- oder Nachtarbeit ablehnt), entlassen, ohne echte Konsequenzen befürch-
ten zu müssen. Im schlimmsten Fall muss er ihm eine magere Abfindung von maximal 6 Monats-
salären bezahlen. Kommt hinzu, dass die Gerichte in der Praxis meist unter dem Maximum blei-
ben und sich mit 3-4 Monatssalären begnügen. Da die Löhne im Detailhandel sehr tief sind, wird 
damit die Entlassung von Angestellten, welche nicht willig sind an Sonntagen oder in der Nacht 
zu arbeiten, zum guten Geschäft. Die Arbeitnehmenden verlieren dabei immer, denn missbräuch-
liche Kündigungen können nicht annulliert werden. Oft muss ein Arbeitgeber deshalb auch gar 
nicht erst die Unannehmlichkeiten einer Kündigung in Kauf nehmen – eine simple Anspielung, 
dass es eine Menge Leute gäbe die bereit seien zu jeder Tages- und Nachtzeit zu arbeiten, ge-
nügt oft bereits. Weil das Gesetz keine Möglichkeit vorsieht Arbeitszeiten ausserhalb von Sonn-
tags- und Nachtarbeit zurückzuweisen (z.B. bei Abendverkäufen bis 22 Uhr oder am Samstag), 
wird die Kündigung eines Arbeitnehmenden, der sich gegen untragbare Arbeitszeiten wehrt, 
noch nicht einmal als missbräuchlich eingestuft! 

Was Studierende betrifft, welche gezielt Arbeitszeiten am Wochenende oder in der Nacht suchen, 
so wäre eine entschiedenere Politik im Stipendienwesen vernünftiger als ihre finanziellen Schwie-
rigkeiten als Vorwand zu nehmen um das Arbeitsrecht auf Kosten der Mehrheit der im Detailhan-
del Angestellten zu deregulieren. Denn sie bleiben nicht nur einige Monate in dieser Branche 
sondern während ihrer gesamten beruflichen Laufbahn. 

Eine für antigewerkschaftliche Politik anfällige Branche 

Die schlechten Arbeitsbedingungen in der Branche werden durch ein deutlich antigewerkschaft-
liches Klima noch weiter verschärft. Mehrere Arbeitgeber im Detailhandel, darunter auch grosse, 
zeigen mangelnden Respekt vor der Vereinigungsfreiheit – einem Grundrecht, das von der Bun-
desverfassung (Art. 28) und zahlreichen internationalen Konventionen, darunter die Europäische 
Menschenrechtskonvention, anerkannt ist. So verweigert beispielsweise die Migros der Gewerk-
schaft Unia – immerhin die grösste Gewerkschaft der Schweiz – die Anerkennung als Vertrags-
partner. Die Migros ist ebenfalls verantwortlich für eine Reihe antigewerkschaftlicher Kündigun-
gen (darunter ein Angestellter, welcher die Behörden auf eine grosse Gesundheitsgefährdung 
seiner Kollegen aufmerksam machte). Sie hat zudem mehrfach versucht, mit missbräuchlichen 
Strafanzeigen die Gewerkschaften aus ihren Räumlichkeiten zu vertreiben. Lidl unterzeichnete 
einen „Rabatt-GAV“ mit einigen gefügigen Gewerkschaften, auch dies unter Ausschluss der Unia. 
Die in diesem GAV ausgehandelten Arbeitsbedingungen sind so schlecht, dass sie das Unter-
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nehmen unter Verschluss hält. Manor ist für eine der skandalösesten antigewerkschaftlichen 
Kündigungen der letzten Jahre verantwortlich indem eine Sektionspräsidentin der Unia entlassen 
wurde, nachdem sie in der Presse die schlechten Arbeitsbedingungen kritisierte, welche nicht 
nur bei Manor sondern in der gesamten Branche vorherrschen. Die Arbeitsbedingungen bei Spar 
sind so schlecht, dass sie die Angestellten im Berner Oberland in den Streik trieben. 

Die Beeinträchtigungen für Umwelt und Nachbarschaft 

Die Sonntags- und Nachtruhe dient auch der Einhaltung der öffentlichen Ruhe. An Sonntagen 
und in der Nacht haben die Menschen ein Recht darauf, nicht durch den Lärm der Gesellschaft 
und die Beeinträchtigungen gestört zu werden, welche unsere hektische Lebensart manchmal 
mit sich bringt. Verlängerte Arbeitszeiten bringen ausserdem weitere Beeinträchtigungen mit 
sich: Verkehr rund um nachts und sonntags geöffnete Geschäfte, Auseinandersetzungen mit 
alkoholisierten Kunden, welche sich im Tankstellenshop mit Alkohol eindecken wollen, lärmige 
Menschenansammlungen, Raubüberfälle auf Geschäfte etc. Ausserhalb der regulären Öffnungs-
zeiten ist zudem das Angebot des öffentlichen Verkehrs stark reduziert. Dies hat zur Folge, dass 
Angestellte der zu diesen Zeiten geöffneten Geschäfte auf ihre Privatautos zurückgreifen müssen 
– mit all den Nachteilen, die das wiederum mit sich bringt. 

Der übermässige Konsum von Alkohol 

Tankstellenshops machen einen beachtlichen Anteil ihres Umsatzes mit dem Verkauf von star-
kem Alkohol, v.a. auch an Junge. Gerade bei ihnen ist jedoch auch der übermässige Konsum 
von Alkohol ein wiederkehrendes Problem. Deshalb sollte der Zugang zu Spirituosen nicht allzu 
einfach sein.26 Denn wenn die Möglichkeit eines spontanen und unkomplizierten Kaufs ver-
schwindet, werden auch die damit verbundenen Probleme zurückgehen. Der Kanton Genf hat 
gute Erfahrungen mit dem Verbot des Alkoholverkaufs in Tankstellenshops gemacht. Es ist klar, 
dass eine vollständige Liberalisierung der Öffnungszeiten dieser Shops das Problem des über-
mässigen Alkoholkonsums weiter verschlimmern würde. Deshalb wehren sich auch Präventions-, 
Süchtigen- und Jugendorganisationen dagegen. 

8 Befürworter und Gegner 

Abgesehen von den politischen Parteien, wer befürwortet die Liberalisierung der Ladenöffnungs-
zeiten, wer lehnt sie ab? 

Es lehnen ab: 

 Die Arbeitnehmenden und ihre Gewerkschaften: Den betroffenen Erwerbstätigen, insbeson-
dere im Detailhandel, bedeuten Freizeit, Familien- und Sozialleben sehr viel. Deshalb wider-
setzen sie sich deregulierten Arbeitszeiten entschieden. Alle Personalumfragen kommen zum 
Schluss, dass sich 90 % der Betroffenen gegen verlängerte Arbeitszeiten aussprechen. Natür-
lich gibt es immer eine Minderheit, die aus persönlichen Gründen ausserhalb der üblichen 
Zeiten arbeiten will. Manchmal spielt dabei die Lohnzulage eine Rolle. Das gilt insbesondere 

                                                        
26  Il est intéressant de constater que la Fédération suisse des spiritueux (FSS) approuve la libéralisation des horaires 

d’ouverture des échoppes de stations-service ! 
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für Menschen in prekärer Lage, die oft nur einen Job finden, den andere nicht wollen. Aus ei-
nem einfachen Grund: Weil er zu viel Verfügbarkeit zu unüblichen Zeiten verlangt.  

 Die kleinen Detaillisten und ihre Verbände, sdv (Schweizerischer Detaillistenverband) und 
VELEDES  (Schweizerischer Verband der Lebensmittel-Detaillisten): Wenn alle Geschäfte un-
eingeschränkt öffnen können, dann verlieren die kleinen Familien- und Quartierläden einen 
der letzten Konkurrenzvorteile. Sie müssen dann ihre Geschäfte noch länger offen halten, was 
für die Inhaber kaum noch machbar sein wird, dies auch wegen den deshalb zusätzlich anfal-
lenden Kosten. Deshalb widersetzen sich diese Organisationen der generellen Liberalisie-
rung. Mehrere Untersuchungen bestätigen diese Ablehnung. In Luzern hat die kantonale Sek-
tion des sdv zusammen mit den Gewerkschaften das Referendum gegen die Erweiterung der 
Ladenöffnungszeiten lanciert.  

 Die Haltung der Angestellten und Ladenbesitzer27 
Auch Detaillisten und Ladenbesitzer äussern sich vorwiegend skeptisch gegenüber einer Ver-
längerung der Ladenöffnungszeiten 
 

Kanton Umfrage/Entscheid 
Basel Stadt  August 2010: Eine Umfrage des statistischen Amtes Basel ergibt: Nur 16,6 

Prozent der Geschäfte wollen ihre Ladentüren weiterhin an einem Sonntag 
während der Baselworld offen halten; am Sonntagsverkauf während der 
Herbstmesse halten nur 23 Prozent fest. 

Basel Land  Juli 2001: Interessengemeinschaft der Laufener Geschäfte schaffen Abend-
verkauf wieder ab, weil er sich für 80-90% der Geschäfte nicht lohne. 

Bern  2004: Eine Umfrage des kantonalbernischen Detaillistenverbandes ergibt, dass 
gut 70 Prozent der Detaillisten im Kanton Bern gegen jeglichen Ausbau der 
Ladenöffnungszeiten sind. 

 August 2010: Eine Umfrage ergibt, dass 92% der befragten Filialleiter/-innen 
und 78% der befragten Ladeninhaber/-innen einen generellen Sonntagsver-
kauf in der Berner Altstadt ablehnen. 

 Januar 2011: In einer Umfrage sprechen sich 99% der Detailhandelsangestell-
ten des Kantons Bern gegen Ladenöffnungszeiten bis Mitternacht aus. An der 
Umfrage nahmen über 1400 Angestellte in rund 800 Geschäften teil. 97% der 
Befragten sind gegen regelmässige Sonntagsverkäufe. Bei den FilialleiterInnen 
zeigt sich ein praktisch identisches Ergebnis. 

 August 2011: Eine Umfrage der Unia bei den Angestellten des Thuner Detail-
handels zeigt: Über 95% der Befragten sind gegen die geplante werktägliche 
Verlängerung der Öffnungszeiten bis 19 Uhr. 

Solothurn  2007: Eine vom Gewerbeverband Grenchen durchgeführte Befragung zeigt, 
dass sich eine grosse Mehrheit der Ladenbesitzer keine Verlängerung der La-
denöffnungszeiten wünscht. 

                                                        
27  Quelle der Tabelle: Unia 
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Kanton Umfrage/Entscheid 
St. Gallen  Juni 2010: Interessengemeinschaft Einkaufszentrum Wattwil (Igez) beschliesst 

Ladenschluss 16.00 Uhr vor Weihnachten 

 

 Die Wirte und Bäcker: Sie befürchten unlautere Konkurrenz der Tankstellenshops.  

 Organisationen der Gesundheit: Die FMH, die Berufsorganisation der Schweizer Ärzte, hat 
sich unmissverständlich gegen längere Öffnungszeiten in Tankstellenshops ausgesprochen. 
Dieselbe Haltung nimmt die Schweizerische Gesellschaft für Arbeitsmedizin (SGARM) ein.  
Diese Stellungnahmen belegen: Die Befürchtungen um die Gesundheit des betroffenen Per-
sonals sind fundiert. 

 Suchtpräventions – und Jugendorganisationen: Die Eidgenössische Kommission für Alkohol-
fragen ist gegen die Erweiterung der Ladenöffnungszeiten, weil der Verkauf von Alkohol, vor 
allem an Jugendliche, einen gewichtigen Teil des Umsatzes darstellen wird. Die gleiche Posi-
tion vertritt die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV), mit Beru-
fung auf den Jugendschutz. 

 Kantone und Städte: In der entsprechenden Vernehmlassung haben sich 20 von 26 Kanto-
nen und die Mehrheit der im Städteverband (SSV) organisierten Städte gegen die Initiative 
Lüscher gewandt. Ein einziger Kanton hat diesen Vorstoss vollumfänglich unterstützt. 

 Kirchen: Sowohl die protestantische wie die katholische Kirche wenden sich seit langem ge-
gen die Ausweitung der Sonntagsarbeit.  

Befürworter einer umfassenden Deregulierung: 

 Die Arbeitgeber: Sie wollen langfristig die totale Flexibilisierung der Arbeitszeit. Damit könnte 
ein Teil des Unternehmerrisikos auf die Arbeitnehmenden abgewälzt werden. Diese müssten 
je nach Nachfrage arbeiten, und nicht nach Einsatzplänen, die Gesundheit und Sozialleben 
schützen. 

 „IG Freiheit“: Dieser Ableger der Zürcher FDP kämpft für umfassende Freiheit der Konsumen-
ten und für deren „Lebensqualität“, ohne sich auch nur einen Deut um die Sicht der betroffe-
nen Arbeitnehmenden zu kümmern. 

 Erdölvereinigung: Sie will mit den verlängerten Öffnungszeiten der Tankstellenshops den 
anderen Läden Marktanteile abjagen, um so den Margenverlust auf dem Treibstoff auszuglei-
chen. 

 Konsumentenorganisationen:  Sie verweisen auf das Bedürfnis der Konsumenten, sich das, 
was sie wünschen, jederzeit kaufen zu können. Sie können jedoch nicht nachweisen, warum 
der Kauf nicht unmittelbar nötiger Güter nicht verschoben werden kann, bzw. warum jedes 
Gut rund um die Uhr zu kaufen sein soll. Zudem darf gefragt werden, ob es angesichts der 
hohen Preise in den Tankstellenshop aus Konsumentensicht angezeigt sei, diese Läden ver-
mehrt zu fördern. Hinzuweisen bleibt schliesslich auf die Feststellung des „Konsumentenfo-
rums“, wonach übermässiger Alkoholgenuss von Jugendlichen eine erstrangige Konsumen-
tensorge sei. Dieses Phänomen aber würde gerade durch verlängerte Ladenöffnungszeiten 
begünstigt. 
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 Die Supermärkte: Die kleinen Geschäfte haben diesen gegenüber einen Vorteil: Sie können 
leichter ausserhalb der üblichen Zeiten offen halten (insbesondere sonntags). Die Supermärk-
te wollen gleichziehen und so Marktanteile gewinnen. Deshalb verwundert nicht, dass die 
Vorsitzenden von Manor und der Coop zu Beginn des Jahres eine Verlängerung der Laden-
öffnungszeiten in der ganzen Schweiz bis 20.00 Uhr verlangt haben. Sie sprachen sich dabei 
zwar gegen eine totale Liberalisierung aus, ihre Forderungen jedoch begünstigen genau die-
ses Ziel. Sie verwiesen besonders auf Läden im ausländischen Grenzgebiet, deren Konkur-
renz wegen längerer Öffnungszeiten immer stärker werde. Dabei ist der zu starke Franken die 
Ursache des Einkauftourismus.  

Und die Konsumentinnen und Konsumenten? 

 Der on-line-Vergleichsdienst comparis.ch hat im Februar 2012 eine Umfrage zu den Laden-
öffnungszeiten durchgeführt28. Deren Ergebnisse bestätigen diejenigen der Urnen: Die Mehr-
heit der Konsument/innen (77 %) wünscht keine längeren Öffnungszeiten. 82 % sind mit der 
aktuellen Lage zufrieden. Diese Tendenz gilt auch in Kantonen, die eine «restriktive» Laden-
öffnungspolitik kennen. Nur 21 % in diesen Kantonen wünschen längere Öffnungszeiten. In 
den «liberalen» Kantonen sind es 15 %. Trotz aller Vorbehalte gegenüber Umfragen: Wenn 
sich die Anhänger der Deregulierung auf die «Bedürfnisse der Konsumenten» berufen, dann 
haben sie sich von der empirischen Wirklichkeit abgenabelt.  

9 10 Behauptungen richtig gestellt  

Nachfolgend widerlegen wir die 10 gängigsten Argumente, mit denen die Anhänger deregulierter 
Ladenöffnung ihre Position zu untermauern glauben:  

1 Richtig ist: Flexible Ladenöffnungszeiten schaffen keine neuen Stellen. Wer seinen 
Hunderter am Sonntag ausgibt, kann ihn nicht nochmals während der Woche ausgeben (und 
umgekehrt). Die Kaufkraft der Konsumentinnen und Konsumenten steigert sich nicht, nur weil 
der Zeitraum der Konsummöglichkeiten zunimmt. Zwar werden ausserhalb der gewöhnlichen 
Arbeitszeiten Stellen geschaffen, während der Woche jedoch solche abgeschafft. Die Libera-
lisierung der Ladenöffnungszeiten begünstigt zudem das Verschwinden der kleinen Läden 
zugunsten der grossen Ketten. Letzteren fällt es viel leichter, Personal zu finden, das bereit 
ist, ausserhalb der gewöhnlichen Arbeitszeiten zu arbeiten. Wenn sonntags auch der Super-
markt zu gleicher Zeit offen halten kann, verlieren aber die Quartier- und Dorfläden, die als 
Familienunternehmen sonntags öffnen können, einen ihrer letzten Konkurrenzvorteile. Die 
kleinen Läden beschäftigen jedoch gemessen an der Verkaufsfläche viel mehr Angestellte. 
Deshalb sprechen sich ihre Berufsverbände denn auch regelmässig gegen liberalisierte Öff-
nungszeiten aus. So wehren sich etwa die Verbände der Deutschschweizer Detaillisten, der 
Bäcker und Konditoren und der Wirte gegen die Ausdehnung der Ladenöffnung in Tankstel-
lenshops. 

                                                        
28 

http://fr.comparis.ch/~/media/files/mediencorner/medienmitteilungen/2012/detailhandel
/souhaits-ouvertures-magasins.pdf (konsultiert am 22. März 2012) 
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2 Richtig ist: Die Länder, welche die Ladenöffnungszeiten liberalisierten, machen damit 
schlechte Erfahrungen. Ein internationaler Vergleich durch das SECO29 zeigt: Die Auswir-
kungen in den Ländern, die so liberalisiert haben, sind kontrastreich. Die Liberalisierung kön-
ne «sich wirtschaftlich sowohl positiv wie negativ auswirken», folgert das SECO. Das aktuelle 
Beispiel Portugal belegt letzteres. Der neu schrankenlose Sonntagsverkauf führt dazu, dass 
die Geschäfte in den Stadtzentren die Kundschaft zunehmend an die grossen Einkaufszen-
tren der urbanen Peripherie verlieren. Unzufrieden sind auch die Besitzer von Kleinläden. 
Diesen Fakt bestätigen Untersuchungen aus anderen Ländern. Die grossen Einkaufszentren 
ihrerseits haben zwar am Wochenende Kunden hinzugewonnen, während der Woche jedoch 
solche verloren. Das neue Verhalten der Kundschaft führt zudem zu mehr Privatverkehr. Aus 
diesem Grund stellt sich in der Schweiz der VCS gegen die Liberalisierung der Öffnungszei-
ten in den Tankstellenshops.  

3 Richtig ist: Wer nachts und sonntags arbeitet, tut dies meist nicht freiwillig. Im Prinzip 
verlangt das Arbeitsgesetz (ArG) eine Einwilligung des Arbeitnehmers, wenn dieser nachts 
oder sonntags arbeiten soll30. In der Praxis verhält es sich so, dass der Arbeitgeber nieman-
den anstellt, der bekennt, nicht ausserhalb der normalen Arbeitszeiten arbeiten zu wollen. 
Dazu gesellt sich häufig eine Kündigungsdrohung an jenes wochentags angestellte Personal, 
das nicht an einem Sonntag arbeiten will, sowie kaum eine Abschreckung für missbräuchli-
che Kündigungen (siehe auch Kapitel 7).  

4 Richtig ist: Angestellte, die nachts und sonntags arbeiten, haben nicht immer Anrecht 
auf einen Lohnzuschlag. Bei Sonntagsarbeit ist der Lohnzuschlag nur geschuldet, wenn die 
angestellte Person maximal 6 Sonntage pro Jahr arbeitet (einmal pro zwei Monate). Nach 
dem siebten Arbeitssonntag im Jahr ist der Zuschlag nicht mehr obligatorisch31. In der Mehr-
heit der Branchen, denen erlaubt wurde, vom Verbot der Sonntagsarbeit abzuweichen, geht 
die Anzahl der Arbeitssonntage bis zu – 40 pro Jahr (lediglich ein freier Sonntag pro Jahr). 
Bei Nachtarbeit ist der Lohnzuschlag nur für maximal 24 Nächte pro Jahr geschuldet32.  

5 Richtig ist: Sonntags und nachts arbeiten nicht nur Student/innen ohne Familienpflich-
ten oder Menschen, die ausserhalb der üblichen Zeiten erwerbstätig sein wollen. Natür-
lich freuen sich zahlreiche Student/innen über einen Sonntagsjob. So können sie die mage-
ren Stipendien kompensieren. Dennoch: die Mehrheit der zu Sonntagseinsätzen Aufgerufe-
nen arbeitet auch während der Woche; ihre Beschäftigung ist nicht nur ein «Zustupf» wäh-
rend der Ausbildung. Die Mehrzahl dieser normal berufstätigen Personen sind Frauen, unter 
ihnen zahlreiche alleinerziehende Mütter, deren Familiensituation keine Beschäftigung aus-
serhalb der üblichen Arbeitszeiten zulässt. Zudem befinden sich viele, die „unbedingt nachts 
arbeiten wollen“, in einer prekären Situation, was sie zwingt, jede Stelle anzunehmen, selbst 
solche mit ungünstigen Arbeitszeiten.  

6 Richtig ist: Nacht- und Sonntagsarbeit im Verkauf betrifft nicht nur «einige Angestellte» 
im Detailhandel. Wenn ein Laden ausserhalb der üblichen Arbeitszeiten öffnet, dann müs-
sen Zulieferbetriebe mitziehen: Lieferung, Logistik, Sicherheit, Reinigung, Informatik etc. Bei 
Läden mit Nacht- und Sonntagsöffnung steht eine ganze Reihe von Berufen in der Nachfol-
gepflicht. Und je mehr wir uns der rastlosen, dauerproduzierenden Gesellschaft nähern, desto 

                                                        
29  Volkswirtschaft 9-2005. 
30  Art. 17 Abs. 6 und 19 Abs. 5 ArG  
31  Art. 19 Abs. 3 ArG und 40 Abs. 3 ArGV 1. 
32  Art. 17b Abs. 1 ArG und 31 Abs. 1 ArGV 1. 
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mehr werden andere Dienstleistungen rund um die Uhr beansprucht werden: öffentlicher 
Verkehr, Krippen usw.  

7 Richtig ist: Die Bedürfnisse der Konsumentinnen und Konsumenten haben sich nicht 
grundlegend geändert, sie wollen nicht rund um die Uhr konsumieren. Ob auf Bundes-, 
Kantons- oder Gemeindeebene : die entsprechenden Abstimmungen zeigen grossmehrheit-
lich, dass die Menschen erweiterte Ladenöffnungszeiten ablehnen, unabhängig davon, ob 
der Abend, der Samstag oder der Sonntag davon betroffen sind. Zwischen 2006 und 2010 
haben die Gewerkschaften 90 % der entsprechenden Abstimmungen gewonnen. Zudem darf 
ein rund um die Uhr schrankenloser Zugang zu gewissen Produkten – wie etwa zu Alkohol – 
aufgrund der schädlichen Auswirkungen sehr wohl hinterfragt werden.  

8 Richtig ist: Nicht die Präsenz von Personal sondern die verkaufbaren Güter bestimmen 
die Öffnungszeiten. Die Liberalisierungsanhänger behaupten, dass das Sortiment der Lä-
den, die bereits sonntags oder nachts offen haben können, erweitert werden könne, da „das 
Personal ja ohnehin schon anwesend“ sei. Dieses Argument schwächt den Arbeitnehmer-
schutz, denn ein Produkt, dessen Verkauf rund um die Uhr zugelassen ist, würde ausreichen, 
damit der ganze Laden unbegrenzt offen halten kann. Das Gesetz bestimmt die Güter und 
Dienstleistungen, die rund um die Uhr zugänglich sein müssen, sehr klar, und es erlaubt, 
dass sie ohne zeitliche Einschränkung angeboten werden. Die Notwendigkeit des Arbeit-
nehmerschutzes definiert die Begrenzung des Sortiments. Dasselbe gilt auch für den Schutz 
gewisser Konsumentengruppen; so sind etwa Jugendliche vor übermässigem Alkoholkon-
sum zu schützen. Deswegen opponiert auch der Dachverband der Jugendorganisationen, die 
SAJV, der Arbeitszeitliberalisierung in Tankstellenshops.  

9 Richtig ist: Die üblichen im Gesetz festgehaltenen Arbeitszeiten sind kein alter Zopf, 
der den Konsum während der Nacht und am Sonntag verhindert. Sonntags ist jegliches 
Gut und jegliche Dienstleistung in grossen Bahnhöfen und Flughäfen zu erlangen33. In den 
übrigen Bahnhöfen und entlang von Hauptverkehrsachsen, die touristisch stark frequentiert 
sind, können Reisende und Autofahrende sonntags und nachts bis 1 Uhr in der Früh alles für 
nötig Erachtete besorgen34. In Fremdenverkehrsgebieten können Betriebe, die der Befriedi-
gung spezifischer Bedürfnisse der Touristen dienen, sonntags offen halten35. Bäckereien und 
Blumenläden können sonntags überall in der Schweiz offen halten36. Tankstellen und Gastbe-
triebe können nachts und sonntags Personal beschäftigen37. Apotheken im Notfalldienst kön-
nen nachts öffnen38. Fazit: Lebensnotwenige Güter kann man also problemlos während der 
Nacht oder am Sonntag kaufen. Und für die übrigen Güter kann man bis zum Morgen oder 
bis zum Montag warten.  

10 Richtig ist: Nacht- und Sonntagsarbeit werden zunehmend umfassend liberalisiert – 
und banalisiert. Die Anhänger der totalen Arbeitszeit-Flexibilisierung wenden die Taktik des 
„Salamischnitts“ an. Wird ein Flexibilisierungsschritt in einer Branche oder in einer Region 
eingeführt, dann werden gleich – wie dieses Dossier zeigt – die nächsten verlangt. Das Ziel 
ist und bleibt die umfassende Deregulierung der Arbeitszeit. Die so Überzeugten wissen je-

                                                        
33  Art. 27 Abs. 1ter ArG. 
34  Art. 26 ArGV 2. 
35  Art. 25 ArGV 2. 
36  Art. 27 und 29 ArGV 2. 
37  Art. 23 und 46 ArGV 2. 
38  Art. 19 ArGV 2. 
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doch, dass eine frontale Attacke auf die Sonntags- und Nachtruhe und auf die üblichen vo-
raussehbaren Arbeitszeiten in einer Volksabstimmung keine Chance hätte. Deshalb gehen sie 
in vielen kleinen Schritten vor.  

10 Fazit: Erholung und Lebensqualität statt Rastlosigkeit 

Auf den ersten Blick erscheint es verführerisch, dauernd einkaufen zu können. Wer genauer hin-
sieht, entdeckt jedoch in verlängerten Ladenöffnungszeiten einen radikalen Abbau an Lebens-
qualität, nicht nur für das betroffene Personal, sondern auch für Wohngegenden, die in den ent-
sprechenden Arealen liegen. Zudem ist nach und nach auch in anderen Branchen die Deregulie-
rung der Arbeitszeiten das generelle Ziel. Es würde somit weiteres Personal betroffen. Schritt für 
Schritt würden Nacht- und Sonntagsarbeit für weitere und schliesslich für alle Branchen „wirt-
schaftlich unentbehrlich“. Langfristig sind also alle Erwerbstätigen betroffen. Ihre Gesundheit, ihr 
Familien- und Sozialleben sind bedroht. Deshalb ist hier breite Opposition verlangt. 

Aber auch ganz grundsätzlich stellt sich die Frage nach der Erholung. Sind denn eine Wirtschaft 
in Dauerproduktion und eine Gesellschaft ohne Erholung überhaupt wünschbar? Wer sich ange-
sichts beschleunigter politischer und wirtschaftlicher Prozesse für gemeinsame Erholphasen für 
(fast) alle einsetzt und den Menschen gemeinsames Atmen einräumen will, verfolgt ein moderne-
res Gesellschaftsprogramm als das ungezügeltes Profitstreben und ungeduldiger Dauerkonsum 
tun. 
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